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Wer hat Angst vor besseren Kinderzulagen?
SVP und FDP versuchen mit allen Mitteln, das Bundesgesetz über die Familienzulagen auf ein wirkungsloses Papier zu reduzieren. Dabei bedienen sie sich dreier Argumente: Die Kantone könnten die Frage der Kinderzulagen besser regeln, die Wirtschaft verkrafte die zusätzliche Belastung nicht und die Giesskanne ziele ins Leere. Die drei Argumente haben glücklicherweise im Nationalrat nicht verfangen. Sie können auch klar widerlegt werden. 

In der Märzsession wird der Ständerat erneut den Gegenvorschlag zur Travail.Suisse -Initiative «Für faire Kinderzulagen!» beraten. Die Kommission hat beantragt, die wichtigsten Verbesserungen wieder zu streichen: keine einheitliche Mindesthöhe von 200 Franken Kinderzulage und 250 Franken Ausbildungszulage und weiterhin nicht für jedes Kind eine Zulage. Die Argumente, welche die Gegnerschaft dabei vorbringt, sind fadenscheinig.
Der Kantönligeist versagt in der Familienpolitik
Die Familienpolitik werde von den Kantonen zweckmässig und effizient durchgeführt: Das behaupten die Gegner einer Verbesserung der Kinderzulagen auf Bundesebene. Leider hat diese kantonale Familienpolitik grössere Lücken. Anders lässt sich nicht erklären, warum heute junge Eltern mit Kindern dem grössten Armutsrisiko ausgesetzt sind. Bei den Krankenkassenverbilligungen, welche gerade für die Familien wichtig sind, verhinderten die Kantone jahrelang die volle Ausschüttung. Beim dringenden Ausbau der Kinderbetreuungsangebote musste der Bund mit einer Anstossfinanzierung nachhelfen. Die Kantone hatten diese sich lange abzeichnende Entwicklung grossmehrheitlich verschlafen. Der deutliche Rückgang von Geburten ist ein vernichtendes Urteil der heutigen Familienpolitik der Kantone.
Kantonaler Wettbewerb auf Kosten der Eltern und Kinder?

Zynisch ist das Argument, es solle weiterhin ein Wettbewerb unter den Kantonen um die besten Kinderzulagen möglich sein. Die 200 Franken Kinderzulage und 250 Franken Ausbildungszulage sind ein Mindestansatz, der es auch in Zukunft jedem Kanton ermöglicht, höhere Kinderzulagen auszuzahlen. Hingegen verhindert der Mindestansatz, dass es bei den Kinderzulagen infolge Standortwettbewerbs zu einer Anpassung nach unten kommt. Unglaublich wäre, wenn auf Kosten der Familien einige Kantone ihre niedrigen Kinderzulagen als Standortvorteil für die Wirtschaft verkaufen könnten. 

Kantonale Unterschiede: Wer genauer hinschaut, staunt
Zwei weitere Argumente dienen der Gegnerschaft zur Rechtfertigung der kantonalen Unterschiede. Erstens müssten die Kinderzulagen im Gesamtrahmen der Leistungen für die Familien betrachtet werden. Wer diesen Gesamtrahmen aber konkreter nachprüft, staunt. Denn es sind gerade die Kantone mit grosszügigen Kinderzulagen, die auch markante Steuererleichterungen für die Familien vorsehen (Zug und Wallis). Auf der anderen Seite stehen Kantone, die bei beiden Leistungen miserabel abschneiden (Glarus und Appenzell Innerrhoden).  Zweitens wird auf die nach Kanton unterschiedlichen Lebenshaltungskosten verwiesen. Doch alle wissen: Die Lebenshaltungskosten, insbesondere die Mieten, unterscheiden sich massgeblich zwischen städtischen und ländlichen Gebieten, die Kantonsgrenzen spielen dabei keine Rolle. Sollen mit dieser Argumentation regional abgestufte Kinderzulagen eingeführt werden?
Der Gewerbeverband lamentiert über Mehrkosten unter 3 Promille und verschweigt die Einsparungen bei den Kinderzulagen
Der Schweizerische Gewerbeverband hat mehrmals lautstark das Referendum gegen eine Verbesserung der Kinderzulagen angekündigt. Im Zentrum stehen dabei die angeblich untragbaren Mehrkosten für die Wirtschaft. Bleiben wir realistisch: Die Mehrkosten des Gegenvorschlags von 700 Millionen Franken machen deutlich weniger aus als 3 Promille der schweizerischen Lohnsumme von 270 Milliarden. Niemand kann ernsthaft behaupten, dass diese 3 Promille für die Familien nicht tragbar sind. 
Der Gewerbeverband verschweigt, dass die Beitragssätze der Arbeitgeber an die kantonalen Familienausgleichskassen in den letzten Jahren zum Teil massiv gesunken sind. 17 Kantone haben diese Sätze seit 2001 gesenkt. Dies bedeutet, dass die Arbeitgeber heute einen immer kleineren Teil ihrer Lohnsumme für die Kinderzulagen aufwenden müssen. Es ist also durchaus Spielraum für eine Erhöhung der Kinderzulagen vorhanden. Schliesslich sollte der Gewerbeverband nicht vergessen, dass seine besten Kunden die Familien sind. Höhere Kinderzulagen tragen auch zum Wachstum bei. 

Und die Giesskannen treffen doch das Ziel
Entgegen allen Behauptungen ist das Giesskannensystem bei den Kinderzulagen effektiv und effizient. Bei einer Erhöhung der Kinderzulagen erhalten nicht einfach alle Haushalte gleich viel Geld, denn die Kinderzulagen unterstehen der progressiven Einkommenssteuer. Das bedeutet, dass mit zunehmendem Einkommen auch ein grösserer Anteil der Kinderzulagen wieder abgeschöpft wird. Den tieferen Einkommen hingegen bleibt die Kinderzulage fast vollständig erhalten. Sie kommt damit gezielt den Haushalten mit mittleren und tiefen Einkommen zu Gute, und dies ohne eine grosse zusätzliche Administration.
Bei den von den Gegnern vorgeschlagenen Steuerabzügen entsteht aus derselben Überlegung der umgekehrte Effekt. Die tieferen Einkommen profitieren wenig bis nicht von neuen Steuerabzügen, da diese marginale Auswirkungen auf ihre Steuerrechnung haben. Die obersten Einkommen hingegen können dank Steuerabzügen ihr steuerbares Einkommen massgeblich senken und sparen dank der progressiven Steuerausgestaltung massiv Steuern.

Höhere Kinderzulagen sind also nicht das schlechteste, sondern das beste Instrument zur Stärkung der Familien. 

Und wer keine Angst vor höheren Kinderzulagen hat ...
Travail.Suisse hat mit der Volksinitiative «Für faire Kinderzulagen!» die Diskussion um eine wirkungsvolle Familienpolitik lanciert. Der vom Nationalrat verabschiedete Gegenvorschlag ist ein Schritt in die richtige Richtung. Für eine spürbare Verbesserung für die Eltern und Kinder braucht es aber die in der Initiative vorgeschlagenen Kinderzulagen von 450 Franken für jedes Kind. Dass dies möglich ist, zeigen die Beispiele von Arbeitgebern, die bereits heute über dem kantonalen Minimum liegende Kinderzulagen auszahlen. So erhalten Kantonsangestellte in Bern für das erste Kind inklusive Betreuungszulage 480 Franken. Und im Kanton Wallis beträgt die Ausbildungszulage ab dem dritten Kind 444 Franken. 
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